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Inhaltsverzeichnis auf der letzten Seite 
 
 

Öffentliche Zustellung eines Bußgeldbescheides 
 
Der gegen Gabriel-Cosmin Machido, Böhmerstr. 
14, 30173 Hannover, unter dem Aktenzeichen 32-
32.4.006201163/25 erlassene Bußgeldbescheid 
konnte nicht zugestellt werden, da der derzeitige 
Aufenthaltsort des Empfängers nicht zu ermitteln 
und eine Zustellung an einen Vertreter oder Zu-
stellungsbevollmächtigten nicht möglich ist. 
 
Der Bußgeldbescheid wird hiermit nach § 10 des 
Verwaltungszustellungsgesetzes für das Land 
Nordrhein-Westfalen (LZG NRW) öffentlich zuge-
stellt. 
 
Der Bußgeldbescheid gilt als zugestellt, wenn seit 
dem Tag der Bekanntmachung beziehungsweise 
seit der Veröffentlichung der Benachrichtigung 
zwei Wochen vergangen sind (§ 10 Abs. 2 letzter 
Satz LZG NRW). Nach Zustellung kann innerhalb 
von zwei Wochen Einspruch erhoben werden. 
Es werden damit Fristen in Gang gesetzt, nach 
deren Ablauf Rechtsverluste drohen können. 
 
Der Bußgeldbescheid kann von dem Betroffenen 
bei der Oberbürgermeisterin der Stadt Mülheim an 
der Ruhr, Ordnungsamt (Bußgeldstelle), Am Rat-
haus 1, Zimmer C.206, eingesehen werden. 
 
  
 Mülheim an der Ruhr, den 15.10.2015 
 
 Die Oberbürgermeisterin 
 I. A. 
 
 H e i l m a n n 
 
 
 
 
 
 
 

 
Öffentliche Zustellung eines Bußgeldbescheides 

 
Der gegen Nils Heller, Friedrich-Karl-Str. 38, 
46045 Oberhausen, unter dem Aktenzeichen 32-
32.4.006201095/65 am 16.09.2015 erlassene 
Bußgeldbescheid konnte nicht zugestellt werden, 
da der derzeitige Aufenthaltsort des Empfängers 
nicht zu ermitteln und eine Zustellung an einen 
Vertreter oder Zustellungsbevollmächtigten nicht 
möglich ist. 
 
Der Bußgeldbescheid vom 16.09.2015 wird hier-
mit nach § 10 des Verwaltungszustellungsgeset-
zes für das Land Nordrhein-Westfalen (LZG NRW) 
öffentlich zugestellt. 
 
Der Bußgeldbescheid gilt als zugestellt, wenn seit 
dem Tag der Bekanntmachung beziehungsweise 
seit der Veröffentlichung der Benachrichtigung 
zwei Wochen vergangen sind (§ 10 Abs. 2 letzter 
Satz LZG NRW). Nach Zustellung kann innerhalb 
von zwei Wochen Einspruch erhoben werden. 
Es werden damit Fristen in Gang gesetzt, nach 
deren Ablauf Rechtsverluste drohen können. 
 
Der Bußgeldbescheid kann von dem Betroffenen 
bei der Oberbürgermeisterin der Stadt Mülheim an 
der Ruhr, Ordnungsamt (Bußgeldstelle), Am Rat-
haus 1, Zimmer C.210, eingesehen werden. 
 
 Mülheim an der Ruhr, den 14.10.2015 
 
 Die Oberbürgermeisterin 
 I. A. 
 
 K o b e r l i n g 
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Öffentliche Zustellung eines Bußgeldbescheides 
 
Der gegen Alexandru Ciurez, Hubertstr. 238/1. 
OG. li, 45307 Essen, unter dem Aktenzeichen 32-
32.4.005182971/35 am 10.08.2015 erlassene 
Bußgeldbescheid konnte nicht zugestellt werden, 
da der derzeitige Aufenthaltsort des Empfängers 
nicht zu ermitteln und eine Zustellung an einen 
Vertreter oder Zustellungsbevollmächtigten nicht 
möglich ist. 
 
Der Bußgeldbescheid vom 10.08.2015 wird hier-
mit nach § 10 des Verwaltungszustellungsgeset-
zes für das Land Nordrhein-Westfalen (LZG NRW) 
öffentlich zugestellt. 
 
Der Bußgeldbescheid gilt als zugestellt, wenn seit 
dem Tag der Bekanntmachung beziehungsweise 
seit der Veröffentlichung der Benachrichtigung 
zwei Wochen vergangen sind (§ 10 Abs. 2 letzter 
Satz LZG NRW). Nach Zustellung kann innerhalb 
von zwei Wochen Einspruch erhoben werden. 
Es werden damit Fristen in Gang gesetzt, nach 
deren Ablauf Rechtsverluste drohen können. 
 
Der Bußgeldbescheid kann von dem Betroffenen 
bei der Oberbürgermeisterin der Stadt Mülheim an 
der Ruhr, Ordnungsamt (Bußgeldstelle), Am Rat-
haus 1, Zimmer C.206, eingesehen werden. 
 
 Mülheim an der Ruhr, den 08.10.2015 
 
 Die Oberbürgermeisterin 
 I. A. 
 
 R i n g e l e r 
 
 
 
 

Öffentliche Zustellung eines Bußgeldbescheides 
 
Der gegen Eugen Mauer, Lehrerstr. 50, 47167 Du-
isburg, unter dem Aktenzeichen 32-
32.4.005183252/25 am 27.07.2015 erlassene 
Bußgeldbescheid konnte nicht zugestellt werden, 
da der derzeitige Aufenthaltsort des Empfängers 
nicht zu ermitteln und eine Zustellung an einen 
Vertreter oder Zustellungsbevollmächtigten nicht 
möglich ist. 
 
Der Bußgeldbescheid vom 27.07.2015 wird hier-
mit nach § 10 des Verwaltungszustellungsgeset-
zes für das Land Nordrhein-Westfalen (LZG NRW) 
öffentlich zugestellt. 
 
Der Bußgeldbescheid gilt als zugestellt, wenn seit 
dem Tag der Bekanntmachung beziehungsweise 

seit der Veröffentlichung der Benachrichtigung 
zwei Wochen vergangen sind (§ 10 Abs. 2 letzter 
Satz LZG NRW). Nach Zustellung kann innerhalb 
von zwei Wochen Einspruch erhoben werden. 
Es werden damit Fristen in Gang gesetzt, nach 
deren Ablauf Rechtsverluste drohen können. 
 
Der Bußgeldbescheid kann von dem Betroffenen 
bei der Oberbürgermeisterin der Stadt Mülheim an 
der Ruhr, Ordnungsamt (Bußgeldstelle), Am Rat-
haus 1, Zimmer C.206, eingesehen werden. 
 
 Mülheim an der Ruhr, den 23.10.2015 
 
 Der Oberbürgermeister 
 I. A. 
 
 H e i l m a n n 
 
 
 

Öffentliche Zustellung eines  
Gewerbesteuermessbescheides 

 
Der Gewerbesteuermessbescheid für das Veranla-
gungsjahr 2013 vom 30.09.2015, mit dem Akten-
zeichen 24-5/2145.1020.00005 für Firma Son-
nenstudios Sun Planet GmbH, zuletzt ansässig 
Duisburger Straße 187 in 45478 Mülheim an der 
Ruhr, kann nicht zugestellt werden, da der jetzige 
Aufenthalt der Steuerpflichtigen nicht zu ermitteln 
ist. 
Der Bescheid wird deshalb hierdurch gemäß § 1 
des Landeszustellungsgesetzes in Verbindung mit 
§ 10 des Landeszustellungsgesetzes öffentlich zu-
gestellt. Dieser kann von dem Betroffenen beim 
Amt 24/ Fachbereich Finanzen, Team Gemeinde-
steuern, Am Rathaus 1, 45468 Mülheim an der 
Ruhr, Zimmer B. 92, eingesehen werden. 
 
 Mülheim an der Ruhr, den 13.10.2015
  
 Die Oberbürgermeisterin 
 I. A.  
 
 C a s t o r 
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Öffentliche Zustellung eines Gebührenbescheides 
 
Der gegen Silvana Stirnat, Herm-Löns-Str. 45, 
59514 Welver, unter Aktenzeichen 33.1.02 / MH-
VX92 erlassene Gebührenbescheid kann nicht zu-
gestellt werden, weil die Betroffene nach unbe-
kannt verzogen ist. 
 
Der Gebührenbescheid wird hiermit gemäß § 1 
Landeszustellungsgesetz (LZG NRW) in Verbin-
dung mit § 10 LZG NRW öffentlich zugestellt. Es 
werden damit Fristen in Gang gesetzt, nach deren 
Ablauf Rechtsverluste drohen können. Der Gebüh-
renbescheid gilt als zugestellt, wenn seit dem Tag 
der Bekanntmachung bzw. seit der Veröffentli-
chung der Benachrichtigung zwei Wochen vergan-
gen sind (§ 10 Abs. 2 letzter Satz LZG NRW). 
Nach Zustellung kann die Betroffene gegen den 
Gebührenbescheid innerhalb eines Monats Klage 
erheben. Der Gebührenbescheid kann von dem 
Betroffenen beim Bürgeramt Mülheim an der 
Ruhr, Löhstr. 22 – 26, Zimmer 209, eingesehen 
werden. 
 
 Mülheim an der Ruhr, den 12.10.2015 
 
 Die Oberbürgermeisterin 
 I. A. 
 
 K a b a s h a j 
 
 
 

Öffentliche Zustellung 
eines Rücknahme-/Rückforderungsbescheides 

 
Der an Brigitte Neuenhaus, wohnhaft gewesen 
Mergelstr. 34 in 45478 Mülheim an der Ruhr, zu-
zustellende Rücknahme-/Rückforderungsbescheid 
vom 24.09.2015 (Aktenzeichen: 50-
711/97895/07) konnte nicht zugestellt werden, da 
der jetzige Aufenthalt der Empfängerin unbekannt 
ist.  
 
Der Rücknahme-/Rückforderungsbescheid gem. 
§§ 48, 50 Sozialgesetzbuch Zehntes Buch (SGB 
II) wird hiermit nach § 15 Abs. 2 des 
Verwaltungszustellungsgesetzes zugestellt. 
Er kann bei der Sozialagentur Mülheim an der 
Ruhr, Eppinghofer Str. 50 in 45468 Mülheim an 
der Ruhr eingesehen werden. 

 
Mülheim an der Ruhr, den 08.10.2015 

 
 Die Oberbürgermeisterin 
 I.A. 
 
 O s t e r m a n n 

Öffentliche Zustellung 
eines Rückforderungsbescheides  

 
Der an Daniel Amendoeira Neto, zuletzt wohnhaft 
gewesen in Frombergfeld 14 in 45481 Mülheim an 
der Ruhr, zuzustellende Rückforderungsbescheid 
vom 06.10.2015 (Aktenzeichen: 50-
742/84971/88) konnte nicht zugestellt werden, da 
der jetzige Aufenthalt des Empfängers unbekannt 
ist. 
 
Der Rückforderungsbescheid gem. § 24 Abs. 4 
Sozialgesetzbuch Zweites Buch (SGB II) wird 
hiermit nach § 15 Abs. 2 des 
Verwaltungszustellungsgesetzes zugestellt. 
 
Er kann bei der Sozialagentur Mülheim an der 
Ruhr, Eppinghofer Straße 50 in 45468 Mülheim an 
der Ruhr, Frau Nevries, eingesehen werden. 
 
 Mülheim an der Ruhr, den 21.10.2015 
 
 Der Oberbürgermeister 
 I. A. 
 
 D r.  N e u b a u e r 
 
 
 

Öffentliche Zustellung 
eines Rückforderungsbescheides 

 
Der an Patrick Fritz, zuletzt wohnhaft gewesen in 
Denkhauser Höfe 65 in 45475 Mülheim an der 
Ruhr, zuzustellende Rückforderungsbescheid vom 
14.09.2015 (Aktenzeichen: 50-742/105973/73) 
konnte nicht zugestellt werden, da der jetzige 
Aufenthalt des Empfängers unbekannt ist. 
 
Der Rückforderungsbescheid gem. § 24 Abs. 4 
Sozialgesetzbuch Zweites Buch (SGB II) wird 
hiermit nach § 15 Abs. 2 des 
Verwaltungszustellungsgesetzes zugestellt. 
 
Er kann bei der Sozialagentur Mülheim an der 
Ruhr, Eppinghofer Straße 50 in 45468 Mülheim an 
der Ruhr, Frau Nevries, eingesehen werden. 
 
 Mülheim an der Ruhr, den 21.10.2015 
  
 Der Oberbürgermeister 
 i. A. 
 
 D r.  N e u b a u e r 
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Öffentliche Zustellung 
eines Rücknahme-/Rückforderungsbescheides 

 
Der an Ahmet Aktas, zuletzt wohnhaft gewesen 
Ludwigstr. 17 in 45472 Mülheim an der Ruhr, zu-
zustellende Rücknahme-/Rückforderungsbescheid 
vom 22.10.2015 (Aktenzeichen: 50-
711/85007/08) konnte nicht zugestellt werden, da 
nach der jetzige Aufenthalt des Empfängers 
unbekannt ist.  
 
Der Rücknahme-/Rückforderungsbescheid gem. 
§§ 48, 50 Sozialgesetzbuch Zehntes Buch (SGB 
II) wird hiermit nach § 15 Abs. 2 des 
Verwaltungszustellungsgesetzes zugestellt. 
 
Er kann bei der Sozialagentur Mülheim an der 
Ruhr, Löhberg 72 in 45468 Mülheim an der Ruhr, 
Frau Kämmerer, Zi. 201, eingesehen werden. 

 
Mülheim an der Ruhr, den 22.10.2015 

 
 Der Oberbürgermeister 
 I.A. 
 
 K ä m m e r e r 

 
 
 
 

Öffentliche Zustellung eines  
Einstellungsbescheides 

 
Der an Ana Petrovic, zuletzt wohnhaft Heißener 
Str. 96 in 45476  Mülheim an der Ruhr, gerichtete 
Einstellungsbescheid vom 09.10.2015 kann nicht 
zugestellt werden, da der tatsächliche Aufenthalt 
der Empfängerin unbekannt ist. 
 
Der Einstellungsbescheid gem. § 132 Abs. 2 BGB 
i. V. m. 204 ff ZPO wird hiermit nach § 15 Abs. 2 
des Verwaltungszustellungsgesetzes zugestellt. 
 
Dieser kann bei der Stadtverwaltung Mülheim an 
der Ruhr, Sozialamt, Unterhaltsvorschusskasse, 
Ruhrstr. 1 in 45468 Mülheim an der Ruhr, Zimmer 
421, zum Az. 51-UVK/P398/98 eingesehen wer-
den. 
 
 Mülheim an der Ruhr, den 09.10.2015 
 
 Die Oberbürgermeisterin 
 I. A. 
 
 B r i n k m a n n  
 
 
 

Unanfechtbarkeit eines Umlegungsbeschlusses 
 

Der Umlegungsbeschluss vom 21.08.2015 - 
Ordn.-Nr.: 62-02/11.95.U17/9, 12 und 13 - des 
Umlegungsausschusses der Stadt Mülheim an der 
Ruhr gemäß § 76 des Baugesetzbuches (BauGB) 
in der z. Zt. gültigen Fassung über die Grundstü-
cke  mit der Katasterbezeichnung: 
 
 
Gemarkung: Heißen   Flur: 2  

Flurstücke Nr.:  99, 341, 1098 und 
1011 

 
ist gemäß § 71 BauGB am 07.10.2015 unanfecht-
bar geworden. 
 
Mit dieser Bekanntmachung im Amtsblatt für die 
Stadt Mülheim an der Ruhr wird gemäß § 72 
BauGB der bisherige Rechtszustand durch den im 
o.a. Beschluss vorgesehenen neuen Rechtszu-
stand ersetzt. Die Bekanntmachung schließt die 
Einweisung der neuen Eigentümer in den Besitz 
der zugeteilten Grundstücke oder Grundstückstei-
le ein. 

 
 Mülheim an der Ruhr, den 13.10.2015 
 
 Umlegungsausschuss der Stadt 
 Mülheim an der Ruhr 
 Der Vorsitzende 
 
 W i t t 
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Öffentliche Bekanntmachung 
zu der Vertretung im Rat der Stadt Mülheim an der Ruhr 

- Ersatzbestimmung nach dem Kommunalwahlgesetz - 

 

Herr Ulrich Scholten hat mit Erklärung vom 22.09.2015 seine Wahl zum Oberbürgermeister der Stadt 

Mülheim an Ruhr mit Wirkung vom 21.10.2015 angenommen. 

 

Nach dem von der SPD eingereichten Reservelistenwahlvorschlag für die Kommunalwahlen vom 25. Mai 

2014 ist Herr Jan Niklas Vogelsang, Fängerweg 7a, 45481 Mülheim an der Ruhr (Reservelistenplatz 5), als 

Nachfolger für Herrn Scholten zum Stadtverordneten im Rat der Stadt Mülheim an der Ruhr gewählt. 

Herr Vogelsang hat seine Wahl durch Erklärung am 20.10.2015 mit Wirkung ab dem 21.10.2015 ange-

nommen. 

 

Die Ersatzbestimmung wird hiermit öffentlich bekanntgemacht. 

 

Nach § 39 Absatz 1 i.V.m. § 45 Absatz 2 Kommunalwahlgesetz (KWahlG) kann gegen die Gültigkeit dieser 

Ersatzbestimmung jede/r Wahlberechtigte des Wahlgebietes, die für das Wahlgebiet zuständige Leitung 

solcher Parteien und Wählergruppen, die an der Wahl teil-genommen haben sowie die Aufsichtsbehörde 

binnen eines Monats nach Bekanntgabe Einspruch erheben, wenn sie eine Entscheidung über die Gültig-

keit der Ersatzbestimmung für erforderlich halten. Der Einspruch ist beim Wahlleiter schriftlich einzu-

reichen oder mündlich zur Niederschrift zu erklären. 

 

Vom Tage dieser Bekanntmachung ab läuft die Frist zur Erhebung eines Einspruchs gemäß 

§ 63 Abs. 2 Kommunalwahlordnung (KWahlO). 

 

   Mülheim an der Ruhr, den 26.10.2015 
  
   Der Oberbürgermeister 
   und Wahlleiter      
   I. A. 
 
   A l t e n b a c h 
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Erste Änderungssatzung vom 08.10.2015 zur Satzung über die Erhebung einer Zweit-

wohnungssteuer in der Stadt Mülheim an der Ruhr 

(Zweitwohnungssteuersatzung) vom 19.12.2012 

 
 
Aufgrund der §§ 7, 8, 41 Abs. 1 und § 77 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV NW S. 666/SGV NW 2023) 
zuletzt geändert durch Art. 2 des Gesetzes vom 25. Juni 2015 (GV NRW S. 496), der §§ 15, 16, 
31 des Meldegesetzes für das Land Nordrhein- Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 16. September 1997 (GV. NRW. S. 332, 386), zuletzt geändert durch Artikel 11 des Geset-
zes vom 8. Dezember 2009 (GV. NRW. S. 765, 793), sowie der §§ 1, 2, 3 und 20 des Kommunal-
abgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen vom 21.10.1969 (GV NRW S. 721, zuletzt 
geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 25. Dezember 2015 GV. NRW. S. 496) hat der Rat der 
Stadt Mülheim an der Ruhr in seiner Sitzung am 01.10.2015 folgende Änderungssatzung über die 
Erhebung einer Zweitwohnungssteuer in der Stadt Mülheim an der Ruhr beschlossen: 
 
 
§ 1 Steuergegenstand 
 
Die Stadt Mülheim an der Ruhr erhebt eine Zweitwohnungssteuer für das Innehaben einer Zweit-
wohnung im Stadtgebiet.  
 
 
§ 2 Begriff der Zweitwohnung 
 
(1) Zweitwohnung ist jede Wohnung im Sinne des Absatzes 3, die 
 
a) dem Eigentümer, Hauptmieter oder sonstige Berechtigte als Nebenwohnung im Sinne des Mel-
degesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 16. Sep-
tember 1997 (GV. NRW. S. 332, 386), zuletzt geändert durch Artikel 11 des Gesetzes vom 8. De-
zember 2009 (GV. NRW. S. 765, 793) dient, 
 
b) der Eigentümer, Hauptmieter oder sonstigen Berechtigten unmittelbar oder mittelbar einem 
Dritten entgeltlich oder unentgeltlich überlässt und die diesem als Nebenwohnung im vorgenann-
ten Sinne dient oder 
 
c) jemand neben seiner Hauptwohnung zu Zwecken des eigenen persönlichen Lebensbedarfs oder 
des persönlichen Lebensbedarfs seiner Familie innehat. Dieses gilt auch für steuerlich anerkannte 
Wohnungen im eigen genutzten Wohnhaus. 
 
(2) Sind mehrere Personen gemeinschaftlich Eigentümer, Hauptmieter oder sonstigen Berechtigte 
einer Wohnung im Sinne des Absatzes 3, gilt hinsichtlich derjenigen Eigentümer oder Hauptmie-
ter, denen die Wohnung als Nebenwohnung im Sinne des Nordrhein- Westfälischen Meldegesetzes 
dient, der auf sie entfallende Wohnungsanteil als Zweitwohnung im Sinne dieser Satzung. Wird 
der Wohnungsanteil eines an der Gemeinschaft beteiligten Eigentümers oder Hauptmieters unmit-
telbar oder mittelbar einem Dritten entgeltlich oder unentgeltlich auf Dauer überlassen, ist der 
Wohnungsanteil Zweitwohnung, wenn er dem Dritten als Nebenwohnung im Sinne des Nordrhein-
Westfälischen Meldegesetzes dient. Für die Berechnung des Wohnungsanteils ist die Fläche der 
gemeinschaftlich genutzten Räume den der Gemeinschaft beteiligten Personen zu gleichen Teilen 
zuzurechnen. Dem Anteil an der Fläche der gemeinschaftlich genutzten Räume ist die Fläche der 
von dem Miteigentümer oder Mitmieter individuell genutzten Räume hinzuzurechnen. Lässt sich 
der Wohnungsanteil im Einzelfall nicht konkret ermitteln, wird die Gesamtfläche der Wohnung 
durch die Anzahl aller Mitinhaber geteilt.  
 
(3) Wohnung im Sinne dieser Satzung ist jede Gesamtheit von Räumen, die zum Wohnen oder 
Schlafen benutzt wird und den Anforderungen des § 49 Landesbauordnung BauO NW genügt. 
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(4) Eine Wohnung dient als Nebenwohnung im Sinne des Nordrhein-Westfälischen Meldegesetzes, 
wenn sie von einer dort mit Nebenwohnung gemeldeten Person bewohnt wird. Wird eine Woh-
nung von einer Person bewohnt, die mit dieser Wohnung nicht gemeldet ist, dient die Wohnung 
als Nebenwohnung im Sinne des Nordrhein-Westfälischen Meldegesetzes, wenn sich die Person 
wegen dieser Wohnung mit Nebenwohnung zu melden hätte. 
 
(5) Keine Zweitwohnung im Sinne dieser Satzung sind Mobilheime, Wohnmobile, Wohnschiffe, 
Wohn- und Campingwagen (oder ähnliche Unterkünfte). 
 
 
§ 3 Steuerpflichtige 
 
(1) Steuerpflichtig ist, wer im Stadtgebiet eine Zweitwohnung oder mehrere Wohnungen innehat. 
Inhaber einer Zweitwohnung ist derjenige, dessen melderechtliche Verhältnisse die Beurteilung 
der Wohnung als Zweitwohnung bewirken oder der Inhaber einer Zweitwohnung im Sinne von § 2 
Abs. 1 Buchstabe c) ist. 
 
(2) Die Steuerpflicht besteht, solange die Wohnung des Steuerpflichtigen als Zweitwohnung zu 
beurteilen ist. 
 
 
§ 4 Steuerbefreiung 
 
(1) Nicht steuerpflichtig ist ein/-e nicht dauernd getrennt lebende/-r Verheiratete/-r bzw. Lebens-
partner/-in im Sinne des § 1 Abs. 1 Satz 1 des Lebenspartnerschaftsgesetzes, der/die die Zweit-
wohnung ausschließlich aus beruflichen Gründen hält und deren/dessen eheliche bzw. lebenspart-
nerschaftliche Wohnung sich in einer anderen Gemeinde befindet, die Zweitwohnung wegen der 
Entfernung zur ehelichen bzw. lebenspartnerschaftlichen Wohnung oder der Arbeitszeiten für die 
Berufsausübung erforderlich ist und die eheliche bzw. lebenspartnerschaftliche Wohnung die ge-
meinschaftlich bewohnte Hauptwohnung ist.  
Als berufliche Gründe eines/-er nicht dauernd getrennt lebenden/-r Verheirateten bzw. Lebens-
partners/-in im Sinne des § 1 Abs. 1 Satz 1 des Lebenspartnerschaftsgesetzes gelten auch solche 
Tätigkeiten, die zur Vorbereitung auf die eigentliche Erwerbstätigkeit erforderlich sind, wie bei-
spielsweise Studium, Volontariat, Aus-, Fort- und Weiterbildung u. a.. 
 
(2) Von den in § 2 Abs. 3 genannten Zweitwohnungen sind steuerfrei: 
 

1. Wohnungen, die von freien Trägern der Wohlfahrtspflege aus therapeutischen oder sozial-
pädagogischen Gründen entgeltlich oder unentgeltlich zur Verfügung gestellt werden, 

2. Wohnungen, die von Trägern der öffentlichen und freien Jugendhilfe entgeltlich oder un-
entgeltlich zur Verfügung gestellt werden und Erziehungszwecken dienen, 

3. Wohnungen, die in Pflegeheimen oder sonstigen Einrichtungen der Betreuung pflegebe-
dürftiger oder behinderter Menschen dienen, 

4. Räume in Frauenhäusern (Zufluchtswohnungen), 
5. Räume in Sportinternaten, 
6. Räume zum Zwecke des Strafvollzugs, 
7. Gemeinschaftsunterkünfte von Soldaten, Zivildienstleistenden oder Polizeivollzugsbeam-

ten, 
8. Nebenwohnungen, die Minderjährige unter 18 Jahren bei den Eltern oder bei einem/beiden 

Elternteil/en innehaben, (soweit sie von den Eltern finanziell abhängig sind,) 
9. (Nebenwohnungen, die sich im selben Gebäude wie die Hauptwohnung befinden). 

 
Dies gilt auch für Zweitwohnungen, wenn sich die Hauptwohnung in einer der unter Nr. 1 bis 7 
genannten Einrichtungen befindet. 
 
 
§ 5 Bemessungsgrundlage 
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(1) Die Steuer bemisst sich nach der aufgrund des Mietvertrages im 
Besteuerungszeitraum gem. § 6 Abs. 1 geschuldeten Nettokaltmiete. Als im Besteuerungszeit-
raum geschuldete Nettokaltmiete ist die für den ersten vollen Monat des Besteuerungszeitraumes 
geschuldete Nettokaltmiete multipliziert mit der Zahl der in den Besteuerungszeitraum fallenden 
Monate anzusetzen. 
 
(2) Statt des Betrages nach Abs. 1 gilt als jährliche Nettokaltmiete für solche Wohnungen, die ei-
gen genutzt, ungenutzt, zum vorübergehenden Gebrauch unentgeltlich oder unterhalb der ortsüb-
lichen Miete überlassen sind, die übliche Miete. Die übliche Miete wird in Anlehnung an die Netto-
kaltmiete geschätzt, die für Räume gleicher oder ähnlicher Art, Lage und Ausstattung regelmäßig 
gezahlt wird. 
 
(3) Sollte im Mietvertrag zwischen den Parteien eine Miete vereinbart worden sein, in der einige 
oder alle Nebenkosten oder Aufwendungen für Möblierung der Wohnung enthalten sind und die 
Nettokaltmiete nicht nachgewiesen werden kann, so ist die vereinbarte Miete anzusetzen. 
 
 
§ 6 Steuersatz 
 
Die Steuer beträgt 12 vom Hundert der Bemessungsgrundlage. 
 
 
§ 7 Entstehung, Beginn und Ende der Steuerpflicht, Fälligkeit 
 
(1) Die Steuer wird als Jahressteuer erhoben. Besteuerungszeitraum ist das Kalenderjahr. Be-
steht die Steuerpflicht nicht während des gesamten Kalenderjahres, ist Besteuerungszeitraum der 
Teil des Kalenderjahres, in dem die Steuerpflicht besteht. 
 
(2) Die Steuerschuld für ein Kalenderjahr entsteht am 01. Januar des Jahres. Fällt der Zeitpunkt, 
mit dem die Beurteilung der Wohnung als Zweitwohnung beginnt, nicht auf den 01. Januar, be-
ginnt die Steuerpflicht am ersten Tag des folgenden Monats. 
 
(3) Die Steuerpflicht endet mit Ablauf des Kalendermonats, in dem der Steuerschuldner die Woh-
nung aufgibt oder die Voraussetzungen für die Annahme einer Zweitwohnung entfällt. Der Steu-
erpflichtige soll den Zeitpunkt, mit dem die Beurteilung der Wohnung als Zweitwohnung endet, 
der zuständigen Behörde mitteilen. 
 
(4) Die Steuer wird zu je einem Viertel ihres Jahresbetrages am 15. Februar, 15. Mai, 15. August 
und 15. November fällig. Nachzahlungen werden innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe des 
Bescheides fällig. 
 
 
§ 8 Festsetzung der Steuer 
 
(1) Die Stadt Mülheim an der Ruhr setzt die Steuer durch Bescheid fest. In dem Bescheid kann 
bestimmt werden, dass er auch für künftige Zeitabschnitte gilt, solange sich die Bemessungs-
grundlagen und der Steuerbetrag nicht ändern. 
 
(2) Die Steuer ist auf volle Euro abzurunden. Ergibt sich ein nicht durch 12 teilbarer Betrag, so ist 
die Steuer auf den nächst niedrigen durch 12 teilbaren Betrag abzurunden. 
 
§ 9 Anzeigepflicht 
 
(1) Wer bei Inkrafttreten dieser Satzung eine Zweitwohnung im Stadtgebiet inne hat, hat dies der 
Stadt Mülheim an der Ruhr innerhalb eines Monats anzuzeigen. 
 
(2) Wer im Erhebungsgebiet Inhaber einer Zweitwohnung wird oder eine Zweitwohnung aufgibt, 
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hat dies der Stadt Mülheim an der Ruhr innerhalb eines Monats anzuzeigen. 
 
(3) Die Anmeldung oder Abmeldung von Personen nach dem Nordrhein-Westfälischen Meldege-
setz gilt als Anzeige im Sinne dieser Vorschrift. 
 
 
§ 10 Steuererklärung 
 
(1) Der Steuerpflichtige hat innerhalb eines Monats nach Aufforderung eine Steuererklärung nach 
amtlich vorgeschriebenem Vordruck abzugeben. 
 
(2) Die Angaben sind auf Aufforderung durch geeignete Unterlagen, insbesondere durch Mietver-
träge und Mietänderungsverträge, die die Nettomiete ändern, nachzuweisen. 
 
 
§ 11 Mitwirkungspflichten des Grundstücks- oder Wohnungseigentümers 
 
Hat der Erklärungspflichtige gem. § 9 seine Verpflichtung zur Abgabe der 
Steuererklärung trotz Erinnerung nicht erfüllt oder ist er nicht zu ermitteln, hat jeder Eigentümer 
oder Vermieter des Grundstückes, auf der sich die der Steuer unterliegende Zweitwohnung befin-
det, auf Verlangen der Stadt Mülheim an der Ruhr Auskunft zu erteilen, ob der Erklärungspflichti-
ge oder eine sonstige Person in der Wohnung wohnt oder gewohnt hat, wann er eingezogen oder 
ausgezogen ist und welche Nettokaltmiete 
zu entrichten ist. 
 
 
§ 12 Ordnungswidrigkeiten 
 
(1) Ordnungswidrig handelt, wer als Steuerpflichtiger oder bei Wahrnehmung der Angelegenhei-
ten eines Steuerpflichtigen leichtfertig 
 
1. über steuerrechtlich erhebliche Tatsachen unrichtige oder unvollständige Angaben macht oder 
 
2. die Gemeinde pflichtwidrig über steuerrechtlich erhebliche Tatsachen in Unkenntnis lässt und 
dadurch Steuern verkürzt oder nicht gerechtfertigte Steuervorteile für sich oder einen anderen er-
langt. Die Strafbestimmungen bei Vorsatz des § 17 des Kommunalabgabengesetzes bleiben unbe-
rührt. 
 
(2) Ordnungswidrig handelt auch, wer 
 
1. als Inhaber einer Zweitwohnung im Erhebungsgebiet entgegen § 9 Abs. 1 das Innehaben einer 
Zweitwohnung bei Inkrafttreten dieser Satzung nicht innerhalb eines Monats anzeigt, 
 
2. Inhaber einer Zweitwohnung im Erhebungsgebiet wird und dieses nicht gemäß § 9 Abs. 2 in-
nerhalb eines Monats anzeigt, 
 
3. als Inhaber einer Zweitwohnung im Erhebungsgebiet entgegen § 10 Abs. 1 nicht rechtzeitig 
seine Steuererklärung nach amtlich vorgeschriebenem Vordruck abgibt, 
 
4. trotz Aufforderung die in § 10 Abs. 2 genannten Unterlagen nicht einreicht, 
 
5. als Eigentümer oder Vermieter des Grundstückes, auf dem sich die der Steuer unterliegende 
Zweitwohnung befindet, auf Verlangen der Stadt Mülheim an der Ruhr den Erklärungspflichten 
nach § 11 nicht nachkommt, 
 
6. Belege ausstellt, die in der tatsächlichen Hinsicht unrichtig sind. 
 
(3) Gemäß § 20 Abs. 3 des Kommunalabgabengesetzes kann eine Ordnungswidrigkeit nach Abs. 
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1 mit einer Geldbuße bis zu Zehntausend Euro und eine Ordnungswidrigkeit nach Abs. 2 mit einer 
Geldbuße bis zu Fünftausend Euro geahndet werden. 
 
 
§ 13 Datenübermittlung von der Meldebehörde 
 
(1) Die Meldebehörde übermittelt der Steuerbehörde zur Sicherung des gleichmäßigen Vollzugs 
der Zweitwohnungssteuersatzung bei Einzug eines Einwohners, der sich mit einer Nebenwohnung 
meldet, gem. § 16 Abs. 3 MGNW die folgenden personenbezogenen Daten des Einwohners gem. § 
31 Abs. 1 MGNW: 
 
1. Vor- und Familiennamen, 
2. früherer Name, 
3. akademische Grade, 
4. Ordensnamen, Künstlernamen, 
5. Anschriften, 
6. Tag des Ein- und Auszugs, 
7. Tag und Ort der Geburt, 
8. Geschlecht, 
9. gesetzlichen Vertreter, 
10. Staatsangehörigkeit, 
11. Familienstand, 
12. Übermittlungssperren sowie 
13. Sterbetag und –ort 
 
Bei Auszug, Tod, Namensänderung, Änderung beziehungsweise nachträglichem Bekanntwerden 
der Anschrift der Hauptwohnung oder Einrichtung einer Übermittlungssperre werden die Verände-
rungen übermittelt. Wird die Hauptwohnung oder alleinige Wohnung zur Nebenwohnung, gilt dies 
als Einzug. Wird die Nebenwohnung zur Hauptwohnung oder alleinigen Wohnung, gilt dies als 
Auszug. Eine Datenübermittlung findet auch dann statt, wenn die Anmeldung von Nebenwohnun-
gen nachgeholt wird. 
 
(2) Die Meldebehörde übermittelt der Steuerbehörde unabhängig von der regelmäßigen Daten-
übermittlung die in Abs. 1 genannten Daten derjenigen Einwohner, die im Zeitpunkt des Inkraft-
tretens dieser Satzung in der Stadt Mülheim an der Ruhr bereits mit Nebenwohnung gemeldet 
sind. 
 
 
§ 14 Inkrafttreten 
 
Diese Satzung tritt am 01.01.2016 in Kraft. 
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Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Erste Änderungssatzung vom 08.10.2015 zur Satzung über die Erhebung einer 
Zweitwohnungssteuer in der Stadt Mülheim an der Ruhr (Zweitwohnungssteuersatzung) vom 
19.12.2012 wird hiermit gemäß § 2 Abs. 4 Nr. 1 der BekanntmVO öffentlich bekannt gemacht. 
Gemäß § 2 Abs. 4 Nr. 3 der BekanntmVO i. V. m. § 7 Abs. 6 GO wird darauf hingewiesen, dass 
die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen (GO) gegen diese Satzung nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung  nicht 
mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn  
 
 a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren 

wurde nicht durchgeführt, 
  
 b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
  
 c) die Oberbürgermeisterin hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet 
  oder 
  
 d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Mülheim an der Ruhr vorher 

gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die 
den Mangel ergibt. 

 
 
 
 
 Mülheim an der Ruhr, den 08.10.2015 
 
 Die Oberbürgermeisterin 
 
 D a g m a r  M ü h l e n f e l d 
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Elfte Änderungssatzung vom 08.10.2015 zur Hundesteuersatzung der  
Stadt Mülheim an der Ruhr vom 22. Dezember 1998 in Form ihrer  

Zehnten Änderungssatzung vom 01. Dezember 2010 

 
Gemäß der §§ 7, 41 und 77 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666), zuletzt geändert 
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 25. Juni 2015 (GV. NRW. S. 496), und der §§ 1 bis 3 des 
Kommunalabgabengesetzes (KAG) vom 21. Oktober 1969 (GV. NRW. S. 712), zuletzt geändert 
durch Artikel 3 des Gesetzes vom 25. Juni 2015 (GV. NRW. S. 496), hat der Rat der Stadt Mül-
heim an der Ruhr in seiner Sitzung am 01.10.2015 die folgende Satzung beschlossen: 
 
§ 1 Steuergegenstand, Steuerpflicht, Haftung 
 
§ 2 Steuermaßstab und Steuersatz 
 
§ 3 Steuerfreiheit 
 
§ 4 Steuerbefreiungen 
 
§ 5 Allgemeine Steuerermäßigung 
 
§ 6 Allgemeine Voraussetzungen für Steuerbefreiung und Steuerermäßigung (Steuervergünsti-
gung) 
 
§ 7 Beginn und Ende der Steuerpflicht 
 
§ 8 Festsetzung und Fälligkeit der Steuer 
 
§ 9 Sicherung und Überwachung der Steuer 
 
§ 10 Ordnungswidrigkeiten 
 
§ 11 Inkrafttreten 
 
 
 
§ 1 Steuergegenstand, Steuerpflicht, Haftung 
 
(1) Gegenstand der Steuer ist das Halten von Hunden im Gebiet der Stadt Mülheim an der Ruhr. 
 
(2) Steuerpflichtig ist der Hundehalter. Als Hundehalter gelten diejenigen natürlichen Personen, 
die einen Hund in ihren Haushalt aufgenommen haben, es sei denn, die Haltung erfolgt aus-
schließlich im Rahmen ihrer gewerblichen Tätigkeit. Alle in einem Haushalt aufgenommenen Hun-
de gelten als von ihren Haltern gemeinsam gehalten. Halten mehrere Personen gemeinsam einen 
oder mehrere Hunde, so sind sie Gesamtschuldner. 
 
(3) Als Hundehalter gilt auch, wer einen Hund in Pflege oder Verwahrung genommen hat oder auf 
Probe oder zum Anlernen hält, wenn er nicht nachweisen kann, dass der Hund bereits in einer 
anderen Gemeinde der Bundesrepublik versteuert wird oder von der Steuer befreit ist. Die Steu-
erpflicht tritt in jedem Fall ein, wenn die Pflege, Verwahrung, oder die Haltung auf Probe oder 
zum Anlernen den Zeitraum von zwei Monaten überschreitet.   
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§ 2 Steuermaßstab und Steuersatz 
 
(1) Die Steuer beträgt jährlich, wenn von einem Hundehalter oder mehreren Personen gemein-
sam  
 
a) nur ein Hund gehalten wird 160,- Euro,  
 
b) zwei Hunde gehalten werden 220,- Euro je Hund,  
 
c) drei oder mehr Hunde gehalten werden 250,- Euro je Hund.  
 
Für die Haltung von gem. § 3 des Hundegesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (LHundG 
NRW vom 18. Dezember 2002) als gefährlich geltenden Hunden beträgt die Steuer jährlich 850,- 
Euro je gehaltenem Hund.  
 
(2) Die Steuer für die Haltung von gem. § 3 Abs. 2 LHundG NRW als gefährlich geltenden Hunden 
wird auf Antrag auf den maßgeblichen einfachen Steuersatz festgesetzt, wenn nachgewiesen 
wird, dass eine Verhaltensprüfung vor einem Amtstierarzt erfolgreich mit dem Ergebnis der Be-
freiung vom Maulkorb- und Leinenzwang abgelegt wurde.  
 
(3) Hunde, für die Steuerfreiheit nach § 3 dieser Satzung besteht, sowie Hunde, für die Steuerbe-
freiung nach § 4 dieser Satzung gewährt wird, werden bei der Errechnung der Anzahl der Hunde 
nicht berücksichtigt; Hunde, für die Steuerermäßigung nach § 5 dieser Satzung gewährt wird, 
werden mitgezählt.  
 
(4) Über die im Einzelfall als gefährlich einzustufenden Hunde gem. § 3 LHundG NRW hinaus gel-
ten Hunde der folgenden Rassen sowie deren Kreuzungen und Mischlinge als gefährliche Hunde 
im Sinne dieser Satzung: Pitbull Terrier, American Staffordshire Terrier, Staffordshire Bullterrier 
und Bullterrier. § 3 Abs. 2 S. 2 und 3 LHundG gilt entsprechend.  
  
 
§ 3 Steuerfreiheit 
 
Steuerfrei sind Personen, die sich nicht länger als zwei Monate in der Stadt Mülheim an der Ruhr 
aufhalten, für diejenigen Hunde, die sie bei ihrer Ankunft besitzen, wenn sie nachweisen können, 
dass die Hunde in einer anderen Gemeinde der Bundesrepublik versteuert werden oder von der 
Steuer befreit sind. 
  
 
§ 4 Steuerbefreiungen 
 
(1) Steuerbefreiung wird auf Antrag gewährt für:  
 
1. Gebrauchshunde von Forstbeamten und von Angestellten im Privatforstdienst, von Berufsjä-
gern, von beauftragten Feld- und Forstaufsehern und von bestätigten Jagdaufsehern in der für 
den Forst-, Feld- oder Jagdschutz erforderlichen Anzahl sowie Jagdausübungsberechtigten mit ei-
ner Jagdbrauchbarkeitsprüfung, deren Einsatzgebiet im Mülheimer Stadtgebiet liegt,  
 
2. Blindenführhunde,  
 
3. Hunde, die ausschließlich dem Schutz und der Hilfe blinder, gehörloser  oder sonst hilfloser 
Personen dienen (im Schwerbehindertenausweis müssen die entsprechenden Buchstaben Bl, Gl 
oder H eingetragen sein); die Steuerbefreiung kann von der Vorlage eines amtsärztlichen Zeug-
nisses abhängig gemacht werden,  
 
4. Hunde, die an Bord von ins Schiffsregister eingetragenen Binnenschiffen gehalten werden, 
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5. Gebrauchshunde, die ausschließlich zur Bewachung von Herden verwandt werden, in der benö-
tigten Anzahl,  
 
6. Hunde, die aus dem städtischen Mülheimer Tierheim sowie auch für die Hunde, welche im Auf-
trag der Stadt Mülheim an der Ruhr in der Tierpension in Sonsbeck untergebracht sind und in ei-
nen Haushalt aufgenommen wurden. Die Steuerbefreiung gilt für die ersten 24 Monate der Hal-
tung, beginnend mit dem Tag der Übernahme des Hundes, Steuerbefreiung wird für gefährliche 
Hunde (im Sinne von § 2 Abs. 4 dieser Satzung) nur gewährt, wenn bei Aufnahme in den Haus-
halt bereits ein Antrag auf Erteilung einer ordnungsbehördlichen Erlaubnis gemäß § 4 LHundG 
NRW gestellt wurde.  
 
(2) Die Befreiungsvorschriften des Absatzes 1 Nr. 1 bis 5 finden bei Haltung von gefährlichen 
Hunden nach § 2 keine Anwendung. 
  
 
§ 5 Allgemeine Steuerermäßigung 
 
(1) Die Steuer ist auf Antrag auf die Hälfte des Steuersatzes nach § 2 zu ermäßigen für Hunde, 
die zur Bewachung von Gebäuden, welche von dem nächsten bewohnten Gebäude mehr als 200 
m entfernt liegen, erforderlich sind.  
 
(2) Für Hunde, die zur Bewachung von landwirtschaftlichen Anwesen, welche von dem nächsten 
im Zusammenhang bebauten Ortsteil mehr als 400 m entfernt liegen, erforderlich sind, ist die 
Steuer auf Antrag auf ein Viertel des Steuersatzes nach § 2 zu ermäßigen.  
 
(3) Die Ermäßigungsvorschriften der Absätze 1 und 2 finden bei Haltung von gefährlichen Hunden 
nach § 2 keine Anwendung. 
 
  
§ 6 Allgemeine Voraussetzungen für Steuerbefreiung  
und Steuerermäßigung (Steuervergünstigung) 
 
(1) Steuervergünstigung wird nur gewährt, wenn der Hund, für den Steuervergünstigung in An-
spruch genommen wird, für den angegebenen Verwendungszweck hinlänglich geeignet ist.  
 
(2) Der Antrag auf Steuervergünstigung ist zwei Wochen nach Aufnahme des Hundes, bei ver-
steuerten Hunden mindestens zwei Wochen vor Beginn des Monats, in dem die Steuervergünsti-
gung wirksam werden soll, schriftlich beim Fachbereich Finanzen, Team Gemeindesteuern, zu 
stellen. Bei verspätetem Antrag wird die Steuer für den nach Eingang des Antrags beginnenden 
Kalendermonat auch dann nach den Steuersätzen des § 2 erhoben, wenn die Voraussetzungen 
für die beantragte Steuervergünstigung vorliegen. Wird die rechtzeitig beantragte Steuervergüns-
tigung für einen neu angeschafften Hund abgelehnt, so wird die Steuer nicht erhoben, wenn der 
Hund binnen zwei Wochen nach Bekanntgabe des ablehnenden Bescheides wieder abgeschafft 
wird.  
 
(3) Über die Steuervergünstigung wird eine Bescheinigung ausgestellt. Die Steuervergünstigung 
gilt nur für die Halter, für die sie beantragt und bewilligt worden ist.  
 
(4) Fallen die Voraussetzungen für eine Steuervergünstigung weg, so ist dies innerhalb von zwei 
Wochen nach dem Wegfall dem Fachbereich Finanzen, Team Gemeindesteuern, anzuzeigen.  
 
§ 7 Beginn und Ende der Steuerpflicht 
 
(1) Die Steuerpflicht beginnt mit dem Ersten des Monats, in dem der Hund aufgenommen worden 
ist, es sei denn, die aufnehmende Person war im Monat der Aufnahme Mitglied des abgebenden 
Haushaltes. In diesem Fall beginnt die Steuerpflicht erst mit dem Ersten des auf den Monat der 
Aufnahme folgenden Monats. Bei Hunden, die dem Halter durch Geburt von einer von ihm gehal-
tenen Hündin zuwachsen, beginnt die Steuerpflicht mit dem Ersten des Monats, in dem der Hund 
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drei Monate alt geworden ist. In den Fällen des § 1 (3) beginnt die Steuerpflicht mit dem Ersten 
des Monates, in dem der Zeitraum von zwei Monaten überschritten worden ist.  
 
(2) Die Steuerpflicht endet mit dem Ablauf des Monats, in dem der Hund veräußert oder sonst 
abgeschafft wird, abhanden kommt oder verstirbt.  
 
(3) Bei Zuzug eines Hundehalters aus einer anderen Gemeinde beginnt die Steuerpflicht mit dem 
Ersten des auf den Zuzug folgenden Monats. Bei Wegzug eines Hundehalters aus der Stadt Mül-
heim an der Ruhr endet die Steuerpflicht mit dem Ablauf des Monats, in den der Wegzug fällt. 
 
(4) Nach Beendigung der Steuerpflicht ist die Hundesteuermarke als Steuerkennzeichen gemäß § 
133 Abgabenordnung (AO NW) an den Fachbereich Finanzen, Team Gemeindesteuern, zurück zu 
geben.  
  
 
§ 8 Festsetzung und Fälligkeit der Steuer 
 
(1) Die Steuer wird für das Kalenderjahr, in dem die Steuerpflicht beginnt, oder, wenn die Steu-
erpflicht erst während des Kalenderjahres beginnt, für den Rest des Steuerjahres sowie für die 
folgenden Kalenderjahre durch Bescheid festgesetzt. Bis zur Erteilung eines neuen Festsetzungs-
bescheides ist die Steuer über das Kalenderjahr hinaus zu den im Bescheid aufgeführten Fällig-
keitsterminen zu entrichten. Ein neuer Festsetzungsbescheid wird nur bei geänderter Sach- oder 
Rechtslage erteilt. 
 
(2) Die Steuer wird erstmalig einen Monat nach dem Zugehen des Festsetzungsbescheides für die 
zurückliegende Zeit und sodann vierteljährlich am 15. Januar, 15. April, 15. Juli und 15. Oktober 
mit einem Viertel des Jahresbetrages fällig. Sie kann für das ganze Jahr im Voraus entrichtet 
werden. Auf Antrag des Steuerschuldners kann die Hundesteuer abweichend von § 9 Absatz 2 
Satz 1 zum 15. eines jeden Monats entrichtet werden. Der Antrag muss bis spätestens zum 
31.10. des laufenden Kalenderjahres gestellt werden. Die beantragte Zahlungsweise beginnt mit 
dem 01.01. des Folgejahres und bleibt so lange maßgebend, bis ihre Änderung beantrag wird En-
det die Steuerpflicht während des Vierteljahres, so ist die zu viel gezahlte Steuer zu erstatten.  
 
(3) Wer einen bereits in einer Gemeinde der Bundesrepublik versteuerten Hund erwirbt oder mit 
einem solchen Hund zuzieht oder wer anstelle eines abgeschafften, abhanden gekommenen oder 
verstorbenen Hundes einen neuen Hund erwirbt, kann die Anrechnung der nachweislich bereits 
entrichteten, nicht erstatteten Steuer auf die für den gleichen Zeitraum zu entrichtende Steuer 
verlangen. 
 
  
§ 9 Sicherung und Überwachung der Steuer 
 
(1) Der Hundehalter ist verpflichtet, einen Hund unter Angabe der Rasse innerhalb von zwei Wo-
chen nach der Aufnahme oder – wenn der Hund ihm durch Geburt von einer von ihm gehaltenen 
Hündin zugewachsen ist – innerhalb von zwei Wochen, nachdem der Hund drei Monate alt gewor-
den ist, beim Fachbereich Finanzen, Team Gemeindesteuern, anzumelden. In den Fällen des § 1 
Abs. 3 Satz 2 muss die Anmeldung innerhalb von zwei Wochen nach dem Tage, an dem der Zeit-
raum von zwei Monaten überschritten worden ist und in den Fällen des § 7 Abs. 3 Satz 1 inner-
halb der ersten zwei Wochen des auf den Zuzug folgenden Monats erfolgen. Bei Inkrafttreten die-
ser Satzung ist jeder Halter eines oder mehrerer gefährlicher Hunde nach § 2 verpflichtet, die 
Haltung eines solchen Hundes dem Fachbereich Finanzen, Team Gemeindesteuern, besonders an-
zuzeigen.  
 
(2) Der Hundehalter hat den Hund innerhalb von zwei Wochen, nachdem er ihn veräußert oder 
sonst abgeschafft hat, nachdem der Hund abhanden gekommen oder verstorben ist oder nach-
dem der Halter aus der Stadt Mülheim an der Ruhr weggezogen ist, beim Fachbereich Finanzen, 
Team Gemeindesteuern, abzumelden. Im Falle der Abgabe des Hundes an eine andere Person 
sind bei der Abmeldung der Name und die Anschrift dieser Person anzugeben.  
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(3) Der Fachbereich Finanzen, Team Gemeindesteuern, übersendet mit dem Steuerbescheid oder 
mit der Bescheinigung über die Steuerbefreiung für jeden Hund eine Hundesteuermarke. Der 
Hundehalter darf Hunde außerhalb seiner Wohnung oder seines umfriedeten Grundbesitzes nur 
mit der sichtbar befestigten gültigen Steuermarke umherlaufen lassen. Der Hundehalter ist ver-
pflichtet, den Beauftragten der Stadt die gültige Steuermarke auf Verlangen vorzuzeigen. Andere 
Gegenstände, die der Steuermarke ähnlich sehen, dürfen dem Hund nicht angelegt werden. Der 
Verlust der Steuermarke ist dem Fachbereich Finanzen, Team Gemeindesteuern, schriftlich mitzu-
teilen. Die Zusendung einer Ersatzsteuermarke wird in Rechnung gestellt. Die Höhe des Betrages 
richtet sich nach der jeweils gültigen Verwaltungsgebührensatzung.  
 
(4) Grundstückseigentümer, Haushaltungsvorstände und deren Stellvertreter sind verpflichtet, 
den Beauftragten der Stadt Mülheim an der Ruhr auf Nachfrage über die auf dem Grundstück o-
der im Haushalt gehaltenen Hunde und deren Halter wahrheitsgemäß Auskunft zu erteilen (§ 12 
Abs. 1 Nr. 3 a KAG NW i. V. m. § 93 AO). Zur wahrheitsgemäßen Auskunftserteilung ist auch der 
Hundehalter verpflichtet. 
  
 
§ 10 Ordnungswidrigkeiten 
 
Ordnungswidrig im Sinne des § 20 Abs. 2 Nr. 2 des Kommunalabgabengesetzes für das Land 
Nordrhein-Westfalen (KAG) vom 21. Oktober 1969 (GV NW S. 712) in der jeweils gültigen Fas-
sung handelt, wer vorsätzlich oder leichtfertig 
 
1. als Hundehalter entgegen § 6 Abs. 4 den Wegfall der Voraussetzungen für eine Steuervergüns-
tigung nicht rechtzeitig anzeigt,  
 
2. als Hundehalter entgegen § 9 Abs. 1 nicht, nicht rechtzeitig oder unter unvollständigen Anga-
ben anmeldet,  
 
3. als Hundehalter entgegen § 9 Abs. 2 einen Hund nicht oder nicht rechtzeitig abmeldet,  
 
4. als Hundehalter entgegen § 9 Abs. 3 einen Hund außerhalb seiner Wohnung oder seines um-
friedeten Grundbesitzes ohne sichtbar befestigte gültige Steuermarke umherlaufen lässt, die 
Steuermarke auf Verlangen des Beauftragten der Stadt nicht vorzeigt oder dem Hund andere Ge-
genstände, die der Steuermarke ähnlich sehen, anlegt.  
Die Ordnungswidrigkeit ist mit einem Bußgeld von mindestens 50,- Euro und höchstens 1.000,- 
Euro belegt. 
 
 
§ 11 Inkrafttreten 
 
Diese Satzung tritt zum 1. Januar 2016 in Kraft. Gleichzeitig verlieren die durch diese Satzung 
geänderten Bestimmungen ihre Wirkung. 
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Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Elfte Änderungssatzung vom 08.10.2015 zur Hundesteuersatzung der Stadt Mül-
heim an der Ruhr vom 22. Dezember 1998 in Form ihrer Zehnten Änderungssatzung vom 01. De-
zember 2010 wird hiermit gemäß § 2 Abs. 4 Nr. 1 der BekanntmVO öffentlich bekannt gemacht. 
Gemäß § 2 Abs. 4 Nr. 3 der BekanntmVO i. V. m. § 7 Abs. 6 GO wird darauf hingewiesen, dass 
die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen (GO) gegen diese Satzung nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung  nicht 
mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn  
 
 a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren 

wurde nicht durchgeführt, 
  
 b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
  
 c) die Oberbürgermeisterin hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet 
  oder 
  
 d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Mülheim an der Ruhr vorher 

gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die 
den Mangel ergibt. 

 
 
 
  Mülheim an der Ruhr, den 08.10.2015 
 
  Die Oberbürgermeisterin 
 
  D a g m a r  M ü h l e n f e l d  
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Bekanntmachung der Wasserschautermine 
 

Gemäß § 121 des Wassergesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (Landeswassergesetz – 

LWG) vom 12.05.2005 wird öffentlich bekannt gemacht, dass am 15.01.2016 im Stadtgebiet 

Mülheim an der Ruhr folgende aufgeführte fließende Gewässer geschaut werden (Wasserschau): 

 

Gewässer Uhrzeit Treffpunkt 

 

Alpenbach 

 

09.00 Uhr - 

13.00 Uhr 

Mintarder Wasserbahnhof, Au-

gust-Thyssen-Str. 129, 45481 

Mülheim an der Ruhr 

 

Die zur Gewässerunterhaltung Verpflichteten, Anlieger, Fischereiberechtigten und zur Nutzung 

des Gewässers Berechtigten können an den Wasserschauterminen teilnehmen und sich äußern. 

Der o.g. Zeitplan gibt Aufschluss über die zu schauenden Gewässer mit den jeweiligen Ausgangs- 

bzw. Treffpunkten. Vorsorglich wird darauf hingewiesen, dass sich geringe zeitliche Verschiebun-

gen unter Umständen ergeben können. 

 

 

        
 Mülheim an der Ruhr, den 21. Oktober 2015 
        
 Der Oberbürgermeister    
 I.A.       
    
 D r.  Z e n t g r a f 
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